
11- Je! der Beilagen zu den 5tenographisch~n Protokollen des Nationalrates l --_._-
XIII. Gesetzgebuugsperiode 

.,J 

",' 

,.' 

der Abgeordneten Dr. MOCK, oi. BAUER 
und Genossen 
an den Bundeskanzler 

" 

betreffend Venlirkl.ichunq deI: .in den Heqierungserklä;-ungen ge-
f'orderten Demokra tis iE<l"Uflg', 'Iraw3par8r;~~ und !.:liskussionsbereit-
schaft. 

,Am 270 April 1970 erklärte Bunr'L:,::;kaJiz':er D:t'., Krei.,3ky in seiner 

ersten Regierungserklärunq ~ "Si6 UU.e Burvh'!sregierung, Anmo) 

. wird alle Best.rebl.mqen zur wiS.i '::0:(,12(: De:mokr.',:1tis:Lerung unserer 

Ge~ellschaft unte~stlitz~n ••• ~. 

In seiner zweiten Regierungse~~l~run0 am 5. November 1971 sagte 

Bundeskanzler Dr. K:I':'€isJ,Y: 'tDi':: n('.\'~'::: F:lJ{j!5.er~:(~.~'J.teruu.g identifiziert 

sich mit der ReglerUn(i'~jl2.rklaru.!1S vom 2.7. ,:1I.prll 1970". 

Noch vor vier Tagen stellte das ~8ntral~rgan der Regierungspartei 

fest, daß d.l.'e R"g'l'~"~A\'Ilg<::f'"'M':''''',.~ Pf""" .• ,,<:: . .".",·t'·!: "'~"'.I"""l"o."'c.rl"" I-,i"ctorl.'sche _ '. _ •• : ... :..,.Q. • 0, .J-::t.L. '-.. ........ ~.... ....~,.Il." \-.< .L -( ..... '. ~l... j '1;;:._ )</'I..,.J'. \"... .. _ 1. v 

Situation nützt, in deL die Inter0sse~ d0C großen Mehrheit d~r 

Bevölkerung mit dem f. .. ozialis'd.2ch2n'.lerlawjen nach imrner mehr 

Demokra tie in allen Bereichen :2:i.sarrJnerH~fa.ch:se!l 0 " 

Bundeskanzler Dr. Kreisky ha t .\.1\1 r',8:~;',2.r H.eqi.erungs~~rklärung vom 

5. November 1971 auch erneut <0;,1.2'1 1:.1ef.,en:n.t.n.is zu.r r.f':r·ansparenz ab­

gelegt ff als er sagte ~ HUr'1;"hn.' ~dern ös tE:.t'I.', Vc>J.k, A.nm.) diese Ent­

scheidungsmöglichkeit lh maxi~aler ~6ise ~u bieten, bekennt sich 

zur Transparenz ••• ". 

Tatsache ist jedoch vL~;lnlf.:ü':.r. d:.-: '3 dJ.0se Eund:::osregierung den . 

Nationalrat und die Bevblk~rung über ~hre Absichten in wesentlichen~ 

I 
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Bereichen im unklaren läßt, Konzepte zwar ankündigt, in vielen 

Fällen aber nur in Form von Titeln, ohne Bedeckungsvorschläge 

oder verspätet vorlegto 

• 

, -_:' 

So herrscht heute ebenso wie vor der Wahl bei breitesten Be­

völkerungsschichten Unklarheit über die tatsächliche Höhe der 

Lohn- und Einkommensteuerbelastung im Jahre 1972, über die sich 

aus der Erhöhung der Tarif~ von Bundesbetrieben ergebenden Mehr~ 
~ 

belastungen sowie über die Meh~kosten, die sich aus den noch 

nicht bekannten Maßnahmen eines künftigen Bundesministeriums 

für die Gesundhei t und U.mwel tschu tz ergeben werden • 

• Diese Unklarhei~ herrscht seit iängerem und im besonders krassen 

• Umfang auch in der Frage der Landesverteidigung. 

Zuerst ein·Rösch-Plan, den niem~nd gesehen hat, dann ein 

sozialistisches Wehrkonzept, dessen Erarbeitung vom SPö-Abge­

ordneten Mondl am 14. 5. 1969 iri der SK angeklindigt wurde. 

Am 14. 11. 1970 erklärte auch der Bundeskanzler, die SPö habe 

ein eigenes Wehrkonzept er~rbeitet und di~ses werde "demnächst" 

4en Mitgliedern des Verteidigungsrates übergebeno 

Am 21. Juni 1971. sprach der Verteidigungsminister in einem 

"Spiegel-Interview" von einem Konzept, das im Panzerschrank 

ver\'lahrt werde. Die Diskussion über dieses Konzept durch die 

sachkundigen und dazu berufenen Offiziere wurde durch einen 

Schweigeerlaß unterbunden und als schließlich der dienstlich 

mit der Aufgabe der Information betraute Pressereferent des 

Verteidigungsministers,Min. Rat Ellinger vom Recht der freien 

Meinungstiußerung"Gebrauch machte, wurde er seines Amtes ent­

hoben. 

Am.24. November 1971 bezeichnete der Bundeskanzler in der 

ilWochenpresse" das ursprüngliche SP-'Wehrkonzept als unausgereift, 

konventionell und teuer und teilte mit, daß es inzwischen fallen. 

gelassen Hurde. 

Am 29. November 1971 schließlich legte der Verteidigungsminister 

dem Landesverteidigungsrat das dlirftige und von unr~alistischen 

Wunschvorstellungen geprägte Konzept aus dem Panzerschrank vor, 

die Teilnehmer dieser Sitzung mußten jedoch feststellen, daß er 
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gegenüber der Presse zille! Tage Spf..t0;:: 211 a;.lsführl icheren 

Informationen bereit war als geg0nUber dem Landesverteidi­

gungsrat. 

Die Äußerungen von Verteidigungsminist~r Liltgendorf bei seiner' 

Pressekonferenz am I. Dezember haben erneut geringe Bereitschaft 

zu demokratischer Diskussion und zur Entgegennahme deciokratischer 
• 

Kritik erkennen lasseno 
'0' 

o' 

Bundeskanzler Dr. Kreisky! der. sich in z·,:".:d. Nahlk~mpfen wieder­

hol t und unrnißverständlich zu Transparenz im,cl D5.sku.ssions­

bereitschaft bekannt hat~ hat inzwiscilen ganze Gruppen, die 

• wie z.B. gewählte Studentenvertreter r gewählte Vertreter der 

Bauernschaft oder Offiziere uicht zur b~dingungs16sen Befolgung 

de .... J' W .. ,. R' l' t- :. ~b ' " t: d r selbst ~ e e~Llgen 'eglerungspo l_~K ere~c w~renr en,.we e 

diffamiert oder deren Diffamierung du~ch andere Regi8rungsmit­

glieder geduldet. Zuletzt hat B~ndeskanzl~r D~, Kreisky dies 

durch die Bemerkung über "politisieren~e Gene~äler mit denen 

man reinen Tisch machen werde~ selbst gEtan. Ebenso hat er mit 

~er Kaiserlichen Dienstpragmatik aus dem crahre 1914 in ~er Hand, 

'die Bindung der·öffentlich Bediensteten gegenüber der Bundes­

regierung einseitig dargestellt r ohne das ve~fassungsmäßig 

gewährleistete Recht d~r f~eien Meinung2~ußerung auch für 

diese G.r.·uppe der Staatsbürser gebührE'Hc.: h,,~rvG:r.''GiJhel:';€~n. 

regier.ung machen nicht :9inmal vor der \To].ksve::c':re+';U.:;~g halt. 

In der gestrigen Pressekonferenz ~es Verteidigungsmj.nisters 

stellte ein Journalist an d~n Vert2~digungsministar die Frage: 

~Herr Bundesminister, Sie haben heute schon ei~ige M&le davon 
d~:;:~~ Parteien-

politik werden soll. ich will Ihne~ nichts unterstellen, aber 

das ist eine Ausdrucksweise, die die prln71?iellen Gegner 

der parteienstaatlichen Demokratie verwe~den. ~ind Sie mit 

diesen Leuten solidarisch? Denn in tier parteienstaatlichen 

Demokratie ist a118s Zankapfel f vN~nn na.I! so '~V':!.11 o!i 

Darauf anh.ro;ctete r1i.r'.ister Lütgeno.orf: -'Ich fühl.e m.:Lch ~lollkommen 

soU.darisch ,. " 
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.. 

Angesl.chts des sich ständ:l.q v"::.r 3'di,.;:kc!·,den Wülerspruches 

zwischen der angekündlg ten "lnd (10::::' t~ ': ::,i:;ch:~i eben Haltung des 

Bundeskanzlers und einzelner Mitgl\eder der Bundesregierung 

stellen die unterz2ichnete~ Abg€o~dneten an den Bundeskahzler 

folgende 

1\ !l f ~1" a, y t~ i __ "." __ ,-", _____ -",~:r_",,_.......-.::.I' 

1. Ist die in den Regieru~g8erkliru~gen 19'0 und 1971 festgelegte 

Transparenz, iu;d D~,skus:35J:;,::\sbe:r:>e.ttschaft. ,1cch immer ein be-

Wenn ja, wie erkldr~~ Sie d~n ~idersprucll zwischen diesen 

aLtgemeinen Z.u;~:d .. che.l..~"LiJ~,9<s-n \Eld dem O;;;Lel".e:nden DX~·jKUSsions-

.F.Lber1:::::!JDg 

der DiffamierunqgaDzer Gruppen, d~e 

Regierungsmeinung nicht unt0rwe~fen? 

:Beamten, die 

2. ~·Jtx-d d.ie iJundesI'cg:L~T.ung in Hinkunf': eÜle b~S3e.l:"~: ~ um­

fassendere und zeltgerechte Information des Parlaments und 

der Öffcntlichkei t üb~x wichti9E' Vor.h~~f.'}en ':re,,.,,ä.h.c} eisten? 

~Q Bis wann sind Sj.e insbesondere in dor Lage~ dem Parlament 

das G~:undkon?;ept für 6J e LandeBvert~idi.gnng ;~3te:rrf?i.chs 

4: Sind Sie bereit, in denen 

nach. v,rie vor Unk13:L'Dci t. U~cr die kE':~ft:i(;e R~gi'S:!';.:m.gspoli tik 

herrscht oder soga~ erhebliche Meinungsvers~h~edenheiten inner­

halb df.r. Bundesregi2rU!i':f beka~:1::tt\>.iT:d8n ('/~.:':,):;.T\ ';Jnd Art der 

notwendigen Steuersenk~nq, Finanzieruns der Gesundheitspolitik 

L,andes-

verteidigung im G8samtLudget) dem Parlament e~dlich und ver­

birldLlch Klarhei. t: über die )\osü::ht.en dei: 3u;1desreg ierung zu 

. veJ:'sch2J.ffen.? 
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. . 
• • 

• 

• 

5. Erklären Sie sich mit den ablehnenden Äußerungen Ihres 

Bundesministers für Landesverteidigung zur parteien­

staatlichen Demokratie solidarisch? 

6. Halten Sie eine solche Äußerung zur Parteiendemokratie 

für ein Mitglied Ihres "Kabinettes und für einen Minister 

der Republik österreich überhaupt für vertretbar und 

sind Sie bereit, daraus die Konsequenzen zu ziehen? 

In formeller Hinsicht wird beantragt, diese Anfrage gemäß 

§ 73 GO des Nationalrates als dringlich zu behandeln "und 

dem Erstunterzeichner Gelegenheit zui Be~ründung zu geben. 

/ 

/ 
, 

/ 

~5-

~ • ~ 
~~ 
.~ 

~ -
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